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Tei I A 

Einleitung und BegrifTsbildung 

Kapitell 

Betreuungsbedürftigkeit und unentgeltliche ambulante 
Betreuung als soziale Phänomene 

I. Der Gegenstand der Arbeit 

Gegenstand dieser Arbeit ist die zivilrechtliche Erfassung und Ausgestaltung 
der unentgeltlichen häuslichen Betreuung pflege- und hilfebedürftiger Menschen 
durch Familienangehörige sowie durch Nachbarn, Freunde und karitativ tätige 
Helfer aus dem Bereich des privaten "neuen Ehrenamts". 

Diese Betreuungsform ist seit einiger Zeit sozialrechtlich erfaßt. Die soziale Pfle-
geversicherung räumt in § 3 S. 1 und § 8 TI S. 3 SGB XII sowohl der häuslichen als 
auch der unentgeltlichen Betreuung einen Vorrang vor der stationären und der kom-
merziellen ambulanten Pflege ein. Dagegen sind die internen Betreuungsverhält-
nisse zivilrechtlich bislang kaum geregelt. Möglicherweise kann jedoch auch das 
Zivilrecht entsprechend dem rechtlichen Auftrag aus §§ 3 und 8 SGB XI durch eine 
angemessene rechtliche Gestaltung der Beziehungen zwischen Pflegebedürftigen 
und Pflegekräften zu einer Förderung dieser Betreuungsform beitragen. 

Diese Arbeit soll daher nicht nur die einzelnen zivilrechtlichen Regelungen dar-
stellen, die in einem unentgeltlichen Betreuungsverhältnis gelten. Sie soll auch 
aufzeigen, welche Anforderungen die rechtliche Regelung des Betreuungsverhält-
nisses erfüllen muß, um die unentgeltliche Betreuung zu fördern, und sie soll be-
werten, ob das gegenwärtige Zivilrecht diesen Anforderungen entspricht. 

11. Zunehmende Aufmerksamkeit für die unentgeltliche Betreuung 

Pflegebedürftigkeit und unentgeltliche ambulante Betreuung stehen seit langem 
in der öffentlichen Diskussion? In der Fachwelt hat sich in dieser Zeit die Pflege-

I Elftes Buch Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegeversicherung, verkündet als Art. I Gesetz 
zur Absicherung des Risikos der Pflegebedürftigkeit (PflegeVG) vom 26. Mai 1994 (BGB\. I 
1994, S. 1014). 

2 Braun I Articus, Hilfeleistungen, S. I. 



30 Teil A: Einleitung und Begriffsbildung 

wissenschaft als eigenständige gesundheitswissenschaftliche Disziplin herausge-
bildet. 3 Daneben haben weite Teile der Gesellschaft und in der Folge auch die 
Rechtspolitik die Bedeutung dieser Erscheinungen erkannt.4 Diese Aufmerksam-
keit beruht auf zwei vermeintlichen Entwicklungen, die zusammen bei vielen 
Menschen Befürchtungen vor einem "Pflegenotstand" verursacht haben:5 

1. Vennutetes Anwachsen des Hauspflegebedarfs 

Auf der einen Seite wird angenommen, der Bedarf an Pflege im allgemeinen 
und an unentgeltlichen ambulanten Pflegeleistungen im besonderen sei in der Ver-
gangenheit stark gestiegen und werde zukünftig weiter anwachsen. 

Die erste Vermutung über einen allgemein steigenden Pflegebedarf wird damit 
begründet, daß die Zahl pflegebedürftiger Menschen in Deutschland mit wachsen-
der Geschwindigkeit zunehme. Dies zeige sich beispielsweise in einem starken 
Anstieg der Ausgaben für die Hilfe zur Pflege nach §§ 68 ff. BSHG a.F.6 in den 
letzten Jahren.7 Der wichtigste Grund für diese Entwicklung seien die steigende 
Lebenserwartung und die damit anwachsende Zahl alter und hochbetagter Men-
schen,8 weil Pflegebedürftigkeit überwiegend eine Erscheinung des höheren Alters 
sei.9 

Für die zweite Erwartung einer stärkeren Nachfrage gerade nach unentgeltlicher 
häuslicher Pflege werden zwei Gründe angeführt. Einerseits nehme die Zustim-
mung zu dieser Betreuungsform allgemein zu. Dies zeige die Kritik, die seit eini-
ger Zeit an stationären Einrichtungen ebenso wie an kommerziellen ambulanten 
Pflegediensten geübt werde. weil diese nicht den Bedürfnissen der Pflegebedürfti-
gen nach angemessener Versorgung und persönlicher Zuwendung entsprächen. 10 

Andererseits seien die Kosten dieser Betreuungsformen zu hoch. Die hierfür nöti-
gen Mittel könnten schon heute viele Betroffene nicht mehr selbst aufbringen. 
Auch die Solidargemeinschaft könne sie aber nicht unbegrenzt tragen. Daher 
müsse zukünftig verstärkt auf die Hauspflege und hier vor allem auf die unentgelt-
liche und familiale Betreuung zurückgegriffen werden. 11 

3 Dassen/Buist, S. 87. 
4 Prinz, S. l. 
5 Zu diesem Begriff Mohl, S. 18 f., 97 ff. 

6 Bundessozialhilfegesetz vom 30. Juni 1961 (BGB\. I 1961, S. 815, 1875) bis zu den Än-
derungen durch Art. 18 PflegeVG. 

7 Braun I Articus, Versorgung, S. 11; BT-Drs. 12/ 5262, S. 185. Grafik 2.2. 

8 BT-Drs. 1215262, S. 62. 

9 Schneek10th u. a., Pflegebedürftige, S. 15. 

10 Poske, S. 19 f.; Jürgens, S. 12. 

11 Braun I Articus, Hilfeleistungen, S. 1. 
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2. Befürchteter Rückgang der Bereitschaft zu unentgeltlicher Pflege 

Auf der anderen Seite wird befürchtet, daß diese steigenden Nachfrage nach un-
entgeltlicher ambulanter Pflege in Zukunft nicht befriedigt werden könne, weil im-
mer weniger Betreuung durch familiale oder ehrenamtliche Kräfte geleistet werde. 

Der überwiegende Teil pflegebedürftiger Menschen wurde bis in das 20. Jahr-
hundert hinein ambulant in Familie oder Dorfgemeinschaft betreut. Unterstützung 
kam allenfalls aus den Kirchen und später aus karitativen Vereinen. Stationäre AI-
tenpflegeheime entstanden in ihrer heutigen Form erst ab 1950.12 Gleichzeitig wur-
de die ambulante Betreuung durch den Ausbau der Sozial stationen professionali-
siert. 13 Weil aber aus diesen karitativen Einrichtungen kein funktionsfähiges Netz 
sozialer Dienste entstanden ist,14 haben seit den achtziger Jahren zahlreiche neue 
entgeltliche Pflegedienste die ambulante Betreuung zusätzlich kommerzialisiert. 

Aus diesen Entwicklungen wird vielfach geschlossen, die unentgeltliche Haus-
betreuung verliere an Bedeutung. Als Begründung hierfür wird angeführt, daß sich 
die familialen Strukturen veränderten und die Bereitschaft zu privatem sozialem 
Engagement abnehme. 15 Viele ältere Menschen hätten keine Kinder mehr, von de-
nen sie notwendige Pflege erhalten könnten. Dies zeigten die sinkenden Geburten-
zahlen. Wegen des ansteigenden Altersdurchschnitts seien oft auch keine Ehegat-
ten mehr vorhanden. Und auch wenn Angehörige existierten, seien sie oftmals we-
gen der wachsenden Anforderungen an die Pflege nicht mehr pflegefähig oder we-
gen ihrer abweichenden Berufs- und Lebensplanung l6 oder der loseren familiären 
Bindungen nicht mehr pflegewillig. 17 Daher sei ein größer werdender Anteil der 
Pflegebedürftigen auf professionelle und kommerzielle Fremdbetreuung angewie-
sen. 

IH. Die sozialrechtIiche Erfassung der Pflege 

Diese vermuteten gegenläufigen Entwicklungen des Pflegebedarfs und der Be-
treuungsmöglichkeiten haben zu der Auffassung geführt, Pflegebedürftigkeit sei 
ein "allgemeines Lebensrisiko" geworden, das mit privater Vorsorge allein nicht 
mehr ausreichend abgesichert werden könne.18 Damit wurde die Betreuung als 
Aufgabe des Sozialstaates erkannt. 19 Eine erste sozialrechtliche Folge dieser Er-

12 Lind, SF 1995, S. 31, 32. 

13 Poske, S. 20, 21; Braun 1 Articus, Hilfeleistungen, S. 7. 

14 Brandt, Ambulante Dienste, S. 2 f. 

IS Mohl, S. 108. 

16 Bäcker, SozSich 1995, S. 361. 

17 Bundesregierung, Vierter Familienbericht, BT-Drs. 10/6145, S. 32 f. 

18 BT-Drs. 1215262, S. 61 ff. 
19 Flöhr, RsDE Bd. 17, S. 1. 
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